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SZ
Tausende demonstrieren in Dresden gegen Sozialabbau

Der Platz vor dem Landtag war zum Bersten gefüllt: Bei einer der größten Demonstrationen seit der Wiedervereinigung haben aufgebrachte Sachsen gegen Sozialkürzungen protestiert. Die Sozialministerin verteidigte indes am Rande der Demo den geplanten Haushalt 2011/12. 








Vor dem Sächsischen Landtag in Dresden treffen sich Tausende Demonstranten zu einer Kundgebung mit Transparenten gegen die geplanten Kürzungen im Sozialbereich und an Schulen. Foto: dpa

Fotogalerien

Protestdemonstration vor dem Landtag in Dresden 

Dresden. Tausende Menschen haben am Mittwochabend in Dresden ihrem Ärger über die geplanten Haushaltskürzungen Luft gemacht. Mit Trillerpfeifen, Trommeln und Transparenten zogen sie lärmend durch die Innenstadt. Ein Protestzug wurde von einer älteren Frau mit Rollator angeführt. Auf ihrem Schild stand „Es ist eine große Schande, bei uns den Rotstift anzusetzen“.

Die Demonstranten waren aus ganz Sachsen angereist und kamen aus den unterschiedlichsten Berufsgruppen: Bei der Kundgebung vor dem Sächsischen Landtag standen Lehrer neben Ärzten, Polizisten neben Studenten, Gewerkschaftler neben Chorsängern. Sie alle warfen der schwarz-gelben Koalition vor, sie betreibe Sozialabbau.

10.000 bis 12.000 Demonstranten

Zu der Aktion hatte das Bündnis „Zukunft und Zusammenhalt“ aufgerufen. Die Veranstalter sprachen von 12.000 Protestierenden. Der Sicherheitsbeauftragte des Landtags, Uwe Friedrich, zählte 10.000 Protestierende - eine der größten Demos in Dresden seit der Wiedervereinigung. Im Juni hatten aus demselben Anlass schon einmal so viele Menschen vor dem Landtag demonstriert.

Die Teilnehmer waren aus ganz Sachsen angereist. Sie schwenkten Fahnen von Verdi, IG Metall und der Partei Die Linke. „Ich fordere, dass die Kürzungen im sozialen Bereich zurückgenommen werden“, sagte Demonstrantin Bianca Stein aus Radebeul. Auf ihrem Transparent war zu lesen: „Jugendförderung ist wie Zähneputzen, lässt man es weg, wird's braun“.

„Mit Appelle an dieses hohe Haus werden wir nichts verändern“, so die Bezirksvorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbundes, Iris Kloppich. Die Sparpläne der Regierung könnten Sachsen 35 000 Arbeitsplätze kosten. Die Sprecherin des Landesschülerrates, Astrid Junge, sagte: „Es ist für uns nicht nachvollziehbar, warum die Landesregierung ihre Sparwut gerade an der Jugend auslässt.“

Sozialministerin verteidigt Spar-Haushalt

Sozialministerin Christine Clauß (CDU) entgegnete am Rande der Veranstaltung: „Wir haben hier verantwortungsbewusst mit unserem Doppelhaushalt Prioritäten gesetzt.“ Der jugendpolitische Sprecher der CDU, Patrick Schreiber, ergänzte, auch Wirtschaftsförderung sei Jugendpolitik. Eine CDU-Politikerin, die anonym bleiben wollte, räumte mit Blick auf die Demonstranten jedoch ein: „Man kann sie ja verstehen.“ Nach Veranstalterangaben hatte aus der Regierungskoalition niemand beantragt, vor den Demonstranten zu sprechen.

„Auch wir sind mit der Politik der Regierung nicht einverstanden“, sagte der Chef der Gewerkschaft der Polizei, Hagen Husgen. Und er fügte mit Fingerzeig auf den Landtag hinzu: „Politik bedeutet auch, Brände zu löschen, die man selbst gelegt hat.“

Die schwarz-gelbe Landesregierung plant, die Sozialausgaben im kommenden Doppelhaushalt um 13 Prozent zu kürzen. Laut Regierungsentwurf umfasst der Etat im kommenden Jahr 15,25 Milliarden Euro und 2012 etwa 15,11 Milliarden Euro. Das sind 7,5 Prozent beziehungsweise 8,5 Prozent weniger als 2010. Das Parlament berät noch bis Mitte Dezember über den Doppelhaushalt 2011/12. (dpa

12.000 Sachsen demonstrieren vor dem Landtag gegen Kürzungspolitik







Unsere Schule gibt es noch nicht so lange. Wir alle haben damals lange darum gekämpft. Bei uns soll nicht gekürzt werden. Denn an unserer Schule geht es sehr familiär zu, es gibt ein ganz anderes Verhältnis zwischen Schülern und Lehrern und mehr Mitbestimmung. Das soll so bleiben. Nadine Berndt (18), Evang. Zinzendorf-Gymn. Herrnhut. Fotos: SZ/Thomas Lehmann

Dresden. Bunt, laut und phantasievoll, mit Trillerpfeifen, Fahnen, Trommeln und Trompeten machten gestern Tausende Sachsen ihrem Unmut über die bevorstehenden Sparmaßnahmen in den kommenden beiden Jahren Luft.

Nach Angaben der Veranstalter, dem Bündnis „Zukunft und Zusammenhalt“ sowie der Polizei versammelten sich am Abend mehr als 12.000 Schüler, Lehrer, Sozial- und Jugendarbeiter, Polizisten, Gewerkschafter, Studenten und Kulturschaffende zur Abschlusskundgebung vor dem Landtag.

Bereits im Juni hatten rund 10.000 Sachsen gegen die Haushaltseinschnitte demonstriert und angekündigt, sie würden wiederkommen, wenn die Kürzungen nicht zurückgenommen werden. „Wir werden nicht aufgeben, egal, was ihr macht“, bekräftigte Michael Moschke, Sprecher der Studierendenschaft, gestern gegenüber den zur gleichen Zeit im Landtag tagenden Abgeordneten. Sie dürften nicht „gegen das Volk regieren“. Auch die Vorsitzende der Liga der Freien Wohlfahrtspflege, Beate Hennig, warnte: „Machen Sie Sachsen nicht zum Vorreiter der sozialen Kälte.“ (SZ/abi)

DNN
Proteste gegen Sachsens Sparpläne 

Mindestes 10000 Menschen fordern vorm Dresdner Landtag Abkehr von Kürzungen im Sozialbereich 

Dresden (dpa/DNN). Tausende Menschen haben gestern Abend in Dresden ihrem Ärger über die geplanten Haushaltskürzungen Luft gemacht. Mit Trillerpfeifen, Trommeln und Transparenten zogen sie lärmend durch die Innenstadt.
Die Demonstranten waren aus ganz Sachsen angereist und kamen aus den unterschiedlichsten Berufsgruppen: Bei der Kundgebung vor dem Sächsischen Landtag standen Lehrer neben Ärzten, Polizisten neben Studenten, Gewerkschaftler neben Chorsängern. Sie alle warfen der schwarz-gelben Regierungskolition im Freistaat vor, sie betreibe Sozialabbau. 
Zu der Aktion hatte das Bündnis "Zukunft und Zusammenhalt" aufgerufen. Die Veranstalter sprachen von 12000 Protestierenden. Der Sicherheitsbeauftragte des Landtags, Uwe Friedrich, zählte 10000 Protestierende - eine der größten Demonstrationen in Dresden seit der Wiedervereinigung. Im Juni hatten aus demselben Anlass schon einmal so viele Menschen vor dem Landtag demonstriert.
Die Bezirksvorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbundes, Iris Kloppich. warnte vor dem Verlust von Arbeitsplätzen.. Astrid Junge, Sprecherin des Landesschülerrates, sagte: Es sei nicht nachvollziehbar, "warum die Regierung ihre Sparwut gerade an der Jugend auslässt". 
Sozialministerin Christine Clauß (CDU) entgegnete am Rande der Veranstaltung: "Wir haben hier verantwortungsbewusst mit unserem Doppelhaushalt Prioritäten gesetzt." Der jugendpolitische Sprecher der CDU, Patrick Schreiber, ergänzte, auch Wirtschaftsförderung sei Jugendpolitik.
Die Koalition plant, die Sozialausgaben im kommenden Doppelhaushalt um 13 Prozent zu kürzen. Laut Regierungsentwurf ist der Etat im kommenden Jahr 7,5 Prozent und 2012 etwa 8,5 Prozent kleiner als 2010. Das Parlament berät noch bis Mitte Dezember über den Doppelhaushalt 2011/12. © Seite 4
@Weitere Berichte und Fotos von den Protesten: www.dnn-online.de

Iris Kloppich, DGB-Bezirksvorsitzende: Allein mit Appellen an dieses hohe Haus werden wir nichts verändern. Die Sparpläne der Regierung könnten Sachsen 35000 Arbeitsplätze kosten.

Mit Musik und Trillerpfeifen gegen Kürzungspläne 

Rund 10000 protestieren vor dem Landtag gegen die Politik der schwarz-gelben Regierung 

Dresden. Es war die vierte Kundgebung dieser Art an der Elbe, und es war die größte: Gestern versammelten sich rund 10000 Vertreter von Sozialverbänden, Gewerkschaften, Polizisten und Studenten vor dem sächsischen Landtag und protestierten gegen die Kürzungspläne der schwarz-gelben Landesregierung. Wie stets bei solchen Anlässen ging es laut und heftig zu - mit viel Musik und Trillerpfeifen.
Schon am Nachmittag waren die Vorboten der Großaktion in der Dresdner Innenstadt zu beobachten. Rund ums Parlamentsgebäude patrouillierten Sicherheitskräfte, der Eingang war per Zaun abgesperrt. Und während sich am Goldenen Reiter die ersten Polizeivertreter zum Protest gegen den Stellenabbau versammelten, spielte vor der Semperoper eine kleine Band auf. Am Landtag wurden unterdessen die obligatorischen Bratwürste an jene Protestler gereicht, die zu früh erschienen waren.
Kurz nach 17.30 Uhr ging es dann los. Nahezu komplett gefüllt war der Landtagsvorplatz, überall wehten Fahnen, Transparente und was man sonst so mit sich führt, um seinem Unmut Luft zu machen. Der erste Redner auf der Bühne hatte sich schnell warm gesprochen. "Das ist doch keine Bildungspolitik", ging er die CDU/FDP-Regierung wegen der Kürzungspläne an, "das ist Bildungsvernichtungspolitik". Und auch auf den Plakaten war ähnliches zu lesen. "Geld für Bildung statt für Banken" lautete eine Losung, "Was kostet die Uni?" eine andere.
Wie bereits bei den Aktionen zuvor stand die Großkundgebung unter dem Motto "Wir sind mehr wert!", Initiator war das Bündnis "Zukunft und Zusammenhalt", dem rund 40 Verbände und Initiativen angehören. Mit Sonderzügen waren Studenten aus Leipzig, Chemnitz sowie Freiberg angereist, ein kleiner Trupp ganz Wagemutiger kam gar per Fahrrad - aus Leipzig. "Hurra, hurra, die Leipziger sind da", skandierten sie auf den letzten Metern. Und schon vorher lautete das heimliche Motto rund um die Dresdner Innenstadt: Nichts geht mehr. Vor allem die Augustus- und die Marienbrücke waren zeitweise komplett blockiert.
Dabei ließen die Demonstranten keinen Zweifel daran, dass sie wiederkommen würden - falls Schwarz-Gelb die Kürzungen nicht zurücknimmt. Doch in Dresden gilt es als offenes Geheimnis, dass sie genau das wohl kaum tun wird. Jürgen Kochinke 
"Viel Rauch um nichts" 

Korrekturen am CDU-FDP-Sparetat stoßen bei Verbänden und in der Opposition auf heftige Kritik 

Dresden (DNN). Verbände und Opposition haben der CDU/FDP-Koalition auch nach den Korrekturen am Regierungsentwurf eine soziale Schieflage im Doppelhaushalt für 2011/2012 vorgeworfen. Auch die Bildung werde benachteiligt. 
Von Sven Heitkamp
Als Erster reagierte Linke-Fraktionschef André Hahn. Noch Dienstagabend, kurz nach Vorstellung der Änderungsanträge der CDU- und FDP-Fraktionen, erklärte er: "Die allermeisten Kürzungen, vor allem im Sozialbereich, bei der Jugendarbeit, der Krankenhausfinanzierung oder dem Ehrenamt, sollen nun doch in Kraft gesetzt werden." Der weitere Protest sei daher dringend nötig. Erfreulich sei aber, so Hahn, dass bei Freien Schulen und dem Kulturraumgesetz ein Großteil der Kürzungen zurückgenommen und die langjährige Forderung erfüllt werde, einzügige Mittelschulen zuzulassen.
Grünen-Fraktionschefin Antje Hermenau sieht das ähnlich: "Die sozialen Grausamkeiten bleiben - offenkundig aus ideologischen Gründen." Die Haushaltssituation lasse es durchaus zu, für mehr soziale Balance zu sorgen. Auch der Begriff vom "generationengerechten Haushalt" bleibe eine Worthülse. Die zu erwartenden Steuermehreinnahmen müssten daher zum Großteil in Schulhäuser und Kitas investiert werden, fordert Hermenau. "Diese Koalition ist mutlos und ratlos, sie hat nichts vor."
"Viel Rauch um nichts" warf auch SPD-Fraktionschef Martin Dulig der Koalition vor. Haushaltskürzungen von 1,2 Milliarden Euro jährlich um gerade einmal 20 Millionen zu korrigieren, seien mickrige 1,5 Prozent. "Schwarzgelb will die gewachsenen sozialen Strukturen rasieren." Kritik äußerte auch der scheidende Leipziger Uni-Rektor Franz Häuser. Es gebe einen globalen Trend, Hochschulen immer knapper zu halten. "Man will, dass sie Lehre und Forschung nach wirtschaftsnahen Gesichtspunkten ausrichten." Damit werde die Autonomie von Bildung und Wissenschaft gefährdet. Daher unterstütze die Uni Leipzig auch den Protest der Studierenden in Dresden. Zuspruch erhielten die Demonstranten auch aus der TU Dresden.
Moderat gab sich dagegen die Liga der Wohlfahrtsverbände. Kürzungen bei der Suchthilfe und Aids-Beratung zurückzunehmen, sei "ein erstes gutes Zeichen, dass man die Bedeutung funktionierender Strukturen erkennt", sagte Beate Hennig, Vorsitzende der Liga der Freien Wohlfahrtspflege. Abzuwarten bleibe, wie es in anderen Sozialbereichen weitergehe. Deutlich schärfer argumentierte DGB-Landeschefin Iris Kloppich. "Angesichts der geplanten Gesamtkürzungen von 2,5 Milliarden Euro sind die Korrekturen von 40 Millionen lediglich Kosmetik." 
Die Koalitionsfraktionen von CDU und FDP hatten sich auf Nachbesserungen am Sparetat der Regierung verständigt. Die Änderungen haben ein Volumen von jährlich rund 20 Millionen Euro. Über die Deckung der Mehrkosten will sich Finanzminister Georg Unland (CDU) mit den Fraktionen verständigen, sagte ein Sprecher. Dabei wird nicht zuletzt auf höhere Steuereinnahmen gesetzt. Zudem wurde ein Moratorium vereinbart, laut dem im ländlichen Raum bis 2014 keine Mittelschule mehr geschlossen wird, die eine Eingangsklasse mit 20 Schülern bilden kann. Kultusminister Roland Wöller (CDU), der die Regelung intern verhindern wollte, stellte sich hinter das Moratorium. "Damit wird die Balance zwischen staatlichen und Freien Schulen wieder hergestellt." Endgültig beschlossen werden soll der Haushalt Mitte Dezember.

Kritik an der Kommunalpolitik 

Studie wirft ein schlechtes Licht auf Umgang von Regionalpolitikern mit rechtsradikalen Tendenzen 

Zwickau (dapd). Linke Jugendliche haben es in Limbach-Oberfrohna nicht leicht. In dem sächsischen Ort, der als Hochburg der Rechten gilt, müssen sie sich auch noch gegen die Stadtverwaltung durchsetzen. "In ihrem Jugendklub gehen regelmäßig die Scheiben zu Bruch und die Jugendlichen werden bedroht", erzählt eine Mutter anlässlich der Vorstellung der jüngsten Studie Friedrich-Ebert-Stiftung zum Rechtsextremismus in Zwickau. Von der Stadtverwaltung erhalten die Jugendlichen dabei keine Unterstützung. "Im Gegenteil. Den konservativen Politikern gelten sie als linksradikale Provokateure und man will sie los haben", sagt die Ingenieurin.
"Grotesk, aber leider auch kein Einzelfall", nennt Johannes Kiess die Vorgänge in Limbach. Der Politik-Student der Universität Leipzig ist Mitautor der Studie "Die Mitte in der Krise" und er konstatiert für Sachsen ein besonders erschreckendes Bild in Sachen Rechtsextremismus. In dem ostdeutschen Flächenland seien Ausländerfeindlichkeit und rechte Gewalt besonders stark ausgeprägt. Zudem toleriere eine zunehmend breite Bevölkerungsmasse diese Entwicklungen, sagt Kiess. Das spiegele sich nicht zuletzt in der Präsenz der NPD im Landtag wieder.
Allerdings sind nach Ansicht von Kiess nicht die in Parteien organisierten Rechten in Sachsen das tatsächliche Problem. Vielmehr sei es der Umgang mit rechten Gewalttätern und rechtsradikalen Tendenzen auf kommunaler Ebene. Als Beispiel verweist Kiess auf den Fußballklub Roter Stern Leipzig, der sich gegen rechte Gewalt engagiert und für seine Arbeit vom Deutschen Fußballbund ausgezeichnet worden ist. "Bei Spielen in der Provinz ist der Klub nicht willkommen. Das Argument lautet auch da, dass durch ihn Rechte angezogen würden und es zu Krawallen kommt", sagt Kiess.
Auch der SPD-Bundestagsabgeordnete Rolf Schwanitz macht die Kommunalpolitiker als Mitverantwortliche für die Ausbreitung rechter Umtriebe aus. So reagierten viele sächsische Bürgermeister noch immer reflexartig auf rechte Täter in ihren Kommunen mit Verharmlosung, sagte er in der Diskussion. "Totschweigen oder die Behauptung, dass das alles gar nicht so schlimm sei, ist weit verbreitet", so Schwanitz.
Ebenso wurde nach seiner Einschätzung das Problem auf landespolitischer Ebene viel zu lange unterschätzt. "Durch die Ignoranz der alten sächsischen Landesregierung ist viel Zeit verloren gegangen", sagt Schwanitz. So seien im Bund bereits im Jahr 2000 umfangreiche Programme gegen Rechts aufgelegt worden. Als Ansatz zur Lösung sieht der SPD-Mann nun ein breites bürgerschaftliches Engagement, das vom gesamten Spektrum der demokratischen Parteien in Sachsen unterstützt wird. "
Wie schwierig die Umsetzung eines solchen Formel vor Ort sein kann, zeigt wiederum das Beispiel Limbach-Oberfrohna. Nachdem sich dort die Eltern der linken Jugendlichen zu einer Bürgerinitiative zusammen gefunden haben, hat die Stadt ein eigenes, kommunal organisiertes Bündnis aus der Taufe gehoben. "Die beiden Bündnisse arbeiteten seitdem parallel, es gibt kaum gemeinsame Aktionen", sagt die Mutter aus Limbach-Oberfrohna. Michael Klug

Freie Presse

Sparkurs erreicht die Stadtreinigung
Die Chemnitzer müssen sich möglicherweise bald auf Einschnitte bei der Sauberkeit im Stadtbild einstellen. Der Stadtreinigungsbetrieb ASR soll in den kommenden drei Jahren etwa eine Million Euro sparen. Das sieht das Haushaltskonsolidierungskonzept der Stadtverwaltung vor. Laut ASR-Chef Gerold Münster könnte der Sparkurs zum Abbau von Leistungen führen. Ein neues Personalkonzept für das rund 300 Beschäftigte zählende Unternehmen sieht zudem Versetzungen und Neueinstellungen ohne Tarifbindung vor.
Sparkonzept
Arbeiterwohlfahrt schreibt Stadträten
Die Kürzungen im Sozialbereich, die im so genannten Entwicklungs- und Konsolidierungskonzept der Chemnitzer Stadtverwaltung vorgesehen sind, sollten infrage gestellt werden. Dazu ruft der Kreisverband Chemnitz und Umgebung der Arbeiterwohlfahrt (Awo) alle Stadträte in einem offenen Brief auf, der von den Teilnehmern der Awo-Kreiskonferenz verabschiedet wurde. Gleichzeitig bietet der Kreisverband Unterstützung beim Finden von Einsparmöglichkeiten an, die nicht zulasten besonders hilfebedürftiger Menschen gehen. (MIB)
